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Datenschutzhinweise gemäß Art. 13 und 14 DSGVO 
für Mitarbeiter der WAGNER webvocat® Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 

(Informationen zum Datenschutz über unsere Verarbeitung von Mitarbeiterdaten 

nach Art. 13 und 14 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)) 

 
 
Liebe Mitarbeiterin, lieber Mitarbeiter, 

 

gemäß den Vorgaben der Art. 13 und 14 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) informieren wir 

Sie hiermit über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten sowie Ihre diesbezüglichen Rechte. 

Um zu gewährleisten, dass Sie in vollem Umfang über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 

Daten im Rahmen der Begründung, Durchführung sowie Beendigung des Beschäftigungsverhältnis-

ses informiert sind, nehmen Sie bitte nachstehende Informationen zur Kenntnis. 

 
1. Verantwortlicher & Kontaktdaten 
WAGNER webvocat® Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 
Dieselstraße 2 
D-66130 Saarbrücken 
Fon: +49 (0) 681-95 82 82-0 
Fax: +49 (0) 681-95 82 82-10 
E-Mail: wagner@webvocat.de  
 
2. Datenschutzbeauftragter 
netvocat® GmbH – Externer Datenschutz und Seminare 
Großherzog-Friedrich-Str. 40 
D-66111 Saarbrücken 
Tel.: +49 (0) 681 5909798-50 
Fax: +49 (0) 681 5909798-30 
E-Mail: info@netvocat.de  
 
3. Zwecke der vorliegenden Datenverarbeitungen 
Die Datenverarbeitung erfolgt insbesondere zur Erfüllung folgender Zwecke: 
Personalaktenführung, Entgeltabrechnung, Lohnbuchhaltung, Arbeitszeiterfassung, Reiseplanung, 
Urlaubsplanung, Darstellung der Mitarbeiter auf Webseiten und in Marketing-/ Werbeunterlagen. 
 
4. Zwecke der Datenverarbeitung aufgrund berechtigten Interesses des Verantwortlichen ge-
mäß Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f )DSGVO 
Die Datenverarbeitung aufgrund berechtigten Interesses des Verantwortlichen gemäß Art. 6 Abs. 1 S. 

1 lit. f) DSGVO erfolgt als Datensicherung und Datenarchivierung als technisch-organisatorische 

Maßnahme zum Zwecke der Gewährleistung der Datenverfügbarkeit, -belastbarkeit und -

wiederherstellbarkeit gemäß Art. 32 Abs. 1 lit. b), c) DSGVO. 

 
5. Rechtsgrundlagen der Verarbeitung von personenbezogenen Daten 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten im Einklang mit den Bestimmungen der europäischen 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), soweit diese 
für das Beschäftigungsverhältnis erforderlich sind.  
 
Rechtsgrundlage ist dabei Art. 88 DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b) DSGVO zur Anbahnung 
oder Durchführung von Vertragsverhältnissen. 
 

Erteilen Sie uns eine ausdrückliche Einwilligung zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten für 

bestimmte Zwecke, ist die Rechtmäßigkeit dieser Verarbeitung auf Basis Ihrer Einwilligung nach Art. 6 
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Abs. 1 S. 1 lit. a) DSGVO gegeben. Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft widerrufen werden (s. Ziffer 12 dieser Datenschutzinformation). 

 

Weiterhin können wir personenbezogene Daten von Ihnen verarbeiten, sofern dies zur Erfüllung 

rechtlicher Verpflichtungen (Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. c) DSGVO) oder zur Abwehr und Geltendmachung 

von Rechtsansprüchen aus dem Beschäftigungsverhältnis erforderlich ist. Rechtsgrundlage ist dabei 

Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f) DSGVO. Das berechtigte Interesse ist beispielsweise eine Beweispflicht im 

Rahmen rechtlicher Verfahren. 

 

Die von Ihnen bereits im Rahmen eines Bewerbungsverfahrens bereitgestellten personenbezogenen 

Daten dürfen wir gemäß Art. 88 DSGVO für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses 

weiterverarbeiten, soweit dies für den Beginn, die Durchführung oder die Beendigung des 

Beschäftigungsverhältnisses oder zur Ausübung oder Erfüllung der sich aus einem Gesetz oder einem 

Tarifvertrag, einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung (Kollektivvereinbarung) ergebenden Rechte und 

Pflichten der Interessenvertretung der Mitarbeiter erforderlich ist. 

 

6. Rechtsgrundlagen der Verarbeitung besonderer Kategorien* von personenbezogenen Daten 
gemäß Art. 9 Abs. 1 DSGVO 
Es werden personenbezogene Daten gemäß Art. 9 Abs. 1 DSGVO von Mitarbeitern erhoben. Die 
Verarbeitung ist nach Art. 9 Abs. 2 lit. b) DSGVO für Zwecke des Mitarbeiterverhältnisses zulässig. 
[*besondere Kategorien sind Daten, aus denen die rassische und ethnische Herkunft, politische Meinungen, reli-
giöse oder weltanschauliche Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, sowie geneti-
schen Daten, biometrischen Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person, Gesundheitsdaten 
oder Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung] 

 
7. Kategorien personenbezogener Daten 
Wir verarbeiten nur solche Daten, die im Zusammenhang mit Ihrem Beschäftigungsverhältnis stehen. 
Dies können allgemeine Daten zu Ihrer Person (Name, Anschrift, Kontaktdaten etc.), Angaben zu 
Ihrer beruflichen Qualifikation und Schulausbildung, Angaben zur beruflichen Weiterbildung sowie ggf. 
weitere Daten sein, die zur Erfüllung von vertraglichen sowie buchhalterischen und steuerlichen Pflich-
ten (Bankverbindung, Krankenversicherung, Sozialversicherung, Steuerdaten etc.) oder zur Arbeits-
zeiterfassung erforderlich sind.  
 

Im Rahmen der Meldung der Arbeitsunfähigkeit werden folgende personenbezogene Daten von Ihrer 

Krankenkasse erhoben:  

• Name  

• Beginn und Ende der Arbeitsunfähigkeit, 

• Datum der ärztlichen Feststellung der Arbeitsunfähigkeit, 

• Kennzeichnung als Erst- oder Folgemeldung und  

• die Angabe, ob Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Arbeitsunfähigkeit auf einem Ar-

beitsunfall oder sonstigen Unfall oder auf den Folgen eines Arbeitsunfalls oder sonstigen 

Unfalls beruht. 

 
8. Quellen der Daten 
Zum einen verarbeiten wir personenbezogene Daten, die von Ihnen zum Zwecke der Begründung 

sowie Durchführung des Beschäftigungsverhältnisses bereitgestellt wurden. 

Darüber hinaus erheben wir im Falle einer Arbeitsunfähigkeit personenbezogene Daten direkt bei Ihrer 

Krankenkasse. Nachdem wir als Arbeitgeber von Ihnen als Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerin über 

die Arbeitsunfähigkeit informiert wurden, rufen wir die Daten bei der zuständigen Krankenkasse ab.  
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9. Empfänger der Daten 
Wir geben Ihre personenbezogenen Daten innerhalb unseres Unternehmens ausschließlich an die 
Bereiche und Personen weiter, die diese Daten zur Erfüllung der vertraglichen und gesetzlichen 
Pflichten bzw. zur Umsetzung unseres berechtigten Interesses benötigen. Diese sind die Geschäfts-
führung, die Buchhaltung, das Personalmanagement und die Fachabteilungen. 
 
Ihre personenbezogenen Daten werden in unserem Auftrag auf Basis von Auftragsverarbeitungsver-
trägen nach Art. 28 DSGVO verarbeitet. In diesen Fällen stellen wir sicher, dass die Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten im Einklang mit den Bestimmungen der DSGVO erfolgt. Die Kategorien 
von Empfängern sind in diesem Fall Anbieter von Internetdiensten sowie Anbieter von Mitarbeiterma-
nagementsystemen und -software, beispielsweise nidsa.net GmbH. 
 
Eine Datenweitergabe an Empfänger außerhalb des Unternehmens erfolgt ansonsten nur, soweit 
gesetzliche Bestimmungen dies erlauben oder gebieten, die Weitergabe zur Abwicklung und somit zur 
Erfüllung des Beschäftigungsvertrages erforderlich ist, uns Ihre Einwilligung vorliegt oder wir zur Ertei-
lung einer Auskunft befugt sind. Unter diesen Voraussetzungen können Empfänger personenbezoge-
ner Daten z.B. sein: 

• Externe Steuerberater  

• Öffentliche Stellen und Institutionen (z. B. Finanzamt) bei Vorliegen einer gesetzlichen 

oder behördlichen Verpflichtung, 

• Empfänger, an die die Weitergabe zur Vertragsbegründung oder -erfüllung bzw. soweit 

diese für das Beschäftigungsverhältnis unmittelbar erforderlich ist. 

 
10. Datenübermittlung in ein Drittland 
Eine Datenübermittlung erfolgt in Drittländer, in denen Korrespondenz-Kanzleien ihren Sitz haben. 
Es bestehen Ausnahmen gemäß Art. 49 Abs. 1 S. 1 lit. b) DSGVO. 
 
11. Dauer der Datenspeicherung 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten solange dies für die Begründung, Durchführung oder 

Abwicklung des Beschäftigungsverhältnisses oder zur Ausübung bzw. Erfüllung der sich aus dem 

Beschäftigungsvertrag ergebenden Rechte und Pflichten oder zur Ausübung bzw. Erfüllung der sich 

aus einem Gesetz oder einem Tarifvertrag, einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung (Kollektivverein-

barung) ergebenden Rechte und Pflichten der Interessenvertretung der Mitarbeiter erforderlich ist. 

 

Darüber hinaus unterliegen wir verschiedenen Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten, die sich 

unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch (HGB) und der Abgabenordnung (AO) ergeben. Die dort 

vorgeschriebenen Fristen zur Aufbewahrung bzw. Dokumentation betragen zwei bis zehn Jahre. 

 

Schließlich richtet sich die Speicherdauer auch nach den gesetzlichen Verjährungsfristen, die z. B. 

nach den §§ 195 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) in der Regel drei Jahre, in gewissen Fällen 

aber auch bis zu dreißig Jahre betragen können. 

 
12. Betroffenenrechte 
Jede betroffene Person hat folgende Rechte: 

- Recht auf Auskunft Art. 15 DSGVO  

- Recht auf Berichtigung nach Art. 16 DSGVO 

- Recht auf Löschung nach Art. 17 DSGVO 

- Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO 

- Recht auf Mitteilung nach Art. 19 DSGVO 

- Recht auf Datenübertragbarkeit nach Art. 20 DSGVO 

- Recht auf Widerspruch nach Art. 21 DSGVO 

- Recht keiner ausschließlich auf einer automatisierten Verarbeitung beruhenden 

Entscheidung unterworfen zu werden/ Rechte bzgl. Profiling nach Art. 22 DSGVO 
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Darüber hinaus besteht ein Beschwerderecht bei einer Datenschutzaufsichtsbehörde nach Art. 77 
DSGVO, wenn Sie der Ansicht sind, dass die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht 
rechtmäßig erfolgt. Das Beschwerderecht besteht unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrecht-
lichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs. Die zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist das unab-
hängige Datenschutzzentrum Saarland - Fritz-Dobisch-Straße 12, 66111 Saarbrücken. 
 
Sofern die Verarbeitung von Daten auf Grundlage Ihrer Einwilligung erfolgt, sind Sie nach Art. 7 DSG-

VO berechtigt, die Einwilligung in die Verwendung Ihrer personenbezogenen Daten jederzeit zu wider-

rufen. Bitte beachten Sie, dass der Widerruf erst für die Zukunft wirkt. Nicht davon betroffen sind Ver-

arbeitungen, die vor dem Widerruf erfolgt sind. Bitte beachten Sie zudem, dass wir bestimmte Daten 

für die Erfüllung gesetzlicher Vorgaben ggf. für einen bestimmten Zeitraum aufbewahren müssen (s. 

Ziffer 11 dieser Datenschutzinformation). 

 

Widerspruchsrecht: 

Soweit die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f) DSGVO 

zur Wahrung berechtigter Interessen erfolgt, haben Sie gemäß Art. 21 DSGVO das Recht, aus 

Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit Widerspruch gegen die 

Verarbeitung dieser Daten einzulegen. Wir verarbeiten diese personenbezogenen Daten dann 

nicht mehr, es sei denn, wir können zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung 

nachweisen. Diese müssen Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die Verar-

beitung muss der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen die-

nen. 

 

Zur Wahrung Ihrer Rechte können Sie sich unter den in Ziffer 1 angegebenen Kontaktdaten an uns 

wenden. 

 
13. Gesetzliche Verpflichtung des Mitarbeiters zur Datenbereitstellung 
Der Mitarbeiter ist hierzu gesetzlich nicht verpflichtet.  
 
14. Erforderlichkeit der Bereitstellung personenbezogener Daten 
Die Bereitstellung personenbezogener Daten zur ordnungsgemäßen Durchführung eines Beschäfti-

gungsverhältnisses (z. B. Arbeitsvertrag) erfolgt freiwillig. Wir können ein wirksames Beschäftigungs-

verhältnis mit Ihnen jedoch nur schließen oder durchführen, sofern Sie bei Abschluss des Beschäfti-

gungsverhältnisses solche personenbezogenen Daten angeben, die für die Aufnahme und Durchfüh-

rung des Beschäftigungsverhältnisses erforderlich sind. 

 
15. Herkunft der Daten 
Die Daten werden durch den Mitarbeiter bereitgestellt oder sind frei abrufbar im Internet, auf Unter-
nehmenswebseiten, Branchenverzeichnissen etc. 
 
16. Automatisierte Entscheidungsfindung  
Es findet keine automatisierte Entscheidung im Einzelfall im Sinne des Art. 22 DSGVO statt. 

 
17. Weiterverarbeitung der Daten zu anderen Zwecken  
Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten zu anderen als zu den ursprüngli-
chen Zwecken zu verarbeiten, wird der Mitarbeiter im Voraus über diese Weiterverarbeitung, zugehö-
rigen Zweck und alle weiteren maßgeblichen Angaben informiert. 
 
 

Stand: April 2024 


